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Rechtssatz 

Wie sich aus § 113e Abs. 1 GehG 1956 ergibt, setzt der dort geregelte Fortzahlungsanspruch nicht nur die 
Durchführung näher umschriebener Organisationsänderungen voraus, sondern darüber hinaus, dass der Beamte 
ausschließlich aus diesem Grund mit einem niedriger bewerteten Arbeitsplatz als bisher betraut wurde. Mit der 
Wortfolge "ausschließlich aus diesem Grund" nimmt § 113e Abs. 1 GehG 1956 auf amtswegige bescheidförmige 
Versetzungen aus dem Grunde des § 38 Abs. 3 Z 1 und 2 BDG 1979 Bezug. Eine - unter den Voraussetzungen 
des § 38a Abs. 1 und 2 BDG 1979 ex lege eintretende - Versetzung hat ihren "Grund" in den in dieser 
Gesetzesbestimmung umschriebenen Voraussetzungen, zu denen die Vornahme einer Organisationsänderung 
eben gerade nicht gehört. Fehlte es aber solcherart schon an einem Fortzahlungsanspruch gemäß § 113e Abs. 1 
GehG 1956 stellt sich die Frage eines vorzeitigen Endes desselben gemäß § 113e Abs. 2 Z 2 GehG 1956 nicht. 


